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Erleichterte Zuwanderung von Facharbeitern 
Verordnung zur Änderung des Ausländerbeschäftigungsrechts 

Eine neue Beschäftigungsverordnung soll Fachkräfteengpässen in Ausbildungsberufen ent-
gegenwirken.  
Das Bundeskabinett hat sich am 27.2.2013 mit dem "Entwurf einer Verordnung zur Änderung 
des Ausländerbeschäftigungsrechts" befasst. Die bestehende Beschäftigungsverordnung 
wird grundlegend umgestaltet und stark vereinfacht. Der deutsche Arbeitsmarkt wird so im 
Grundsatz auch für Absolventen von Ausbildungsberufen aus Staaten außerhalb der Euro-
päischen Union offen. Nach der „Blauen Karte EU“ für Hochqualifizierte, der verbesserten 
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse und leichteren Einstiegschancen für Studie-
rende aus Nicht-EU-Staaten ist dies eine weitere breite Brücke für qualifizierte Arbeitskräfte-
zuwanderung aus aller Welt. 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales informiert über die Neuregelungen, die ab 
01.07.2013 in Kraft treten sollen: 
 
„Innerhalb der EU ist der Zugang zum Arbeitsmarkt schon heute uneingeschränkt möglich 
(mit Einschränkungen für Rumänien und Bulgarien bis Ende 2013). Die Verordnung öffnet 
den Arbeitsmarkt für Bewerberinnen und Bewerber von außerhalb der EU mit mittlerer Quali-
fikation, also mit abgeschlossener Berufsausbildung. 
 
Dafür müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: 
 

• Auf dem deutschen Arbeitsmarkt müssen Fachkräfte mit einer bestimmten Ausbil-
dung fehlen (z.B. Heizungs- und Klimatechniker). 

• Ausländische Bewerberinnen und Bewerber müssen einen passenden Ausbildungs-
abschluss haben, der mit einem inländischen Abschluss gleichwertig ist. Für die Prü-
fung der Gleichwertigkeit schafft das Anerkennungsgesetz, das am 1. April 2012 in 
Kraft getreten ist, die notwendigen Voraussetzungen. 

 
Der Zugang von Nichtakademikern zum deutschen Arbeitsmarkt kann auf zwei Wegen 
punktgenau gesteuert werden: 
 

• Zum einen über eine Positivliste, auf der die Engpassberufe stehen, in denen der Be-
darf besonders groß ist. Die Positivliste wird gemeinsam mit der Bundesagentur für 
Arbeit erstellt und kann flexibel nach dem jeweiligen Bedarf angepasst werden. Bis 
zum Inkrafttreten der Verordnung wird ein Verfahren organisiert, um relevante Stellen 
bei der Engpassanalyse zu beteiligen und so eine breite Legitimation sicherzustellen. 

• Zum anderen kann die Bundesagentur für Arbeit für einzelne Berufe bilaterale Ver-
mittlungsabsprachen mit den Arbeitsverwaltungen in den Herkunftsländern treffen. In 
diesen Absprachen können zum Beispiel feste Kontingente und zeitliche Begrenzun-
gen festgelegt werden. Außerdem wird es damit leichter, Bewerber im Ausland anzu-
sprechen und zu informieren, weil die Arbeitsverwaltungen der Herkunftsländer ein-
gebunden sind. 
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Blaue Karte EU – die Regeln auf einen Blick: 
 
Schon seit dem 1. August 2012 sind mit der Blauen Karte die Hürden für den Zugang von 
Akademikern und ihre Familien von außerhalb der EU zum deutschen Arbeitsmarkt massiv 
gesenkt worden: 

• Jeder ausländische Akademiker kann den Aufenthaltstitel erhalten, wenn er einen 
Arbeitsplatz hat und im Jahr mindestens 46.400 Euro brutto verdient. 

• In Mangelberufen können solche Beschäftigten mit Hochschulabschluss auch dann 
eine Blaue Karte erhalten, wenn sie genauso viel verdienen wie vergleichbare inlän-
dische Arbeitnehmer, mindestens 36.200 Euro brutto jährlich. 

• Zur Arbeitssuche gibt es für Akademiker einen sechs Monate gültigen Aufenthaltstitel. 
Die Blaue Karte führt nach spätestens 33 Monaten zu einem Daueraufenthalt, wenn 
ein Arbeitsverhältnis besteht. 

• Nach sechs Monaten wurden schon über 4.000 Blaue Karten erteilt – Tendenz weiter 
dynamisch steigend. 

  
Ausländische Absolventen deutscher Hochschulen: 
 
Sie können darüber hinaus nach ihrem Abschluss 18 Monate lang nach einem angemesse-
nen Arbeitsplatz in Deutschland suchen und dürfen in dieser Zeit uneingeschränkt jede Er-
werbstätigkeit ausüben. 
 
Hinweis: 
Die Verordnung bedarf der Zustimmung des Bundesrates. Die Bundesländer wurden im Vor-
feld beteiligt; Anregungen wurden in den Entwurf aufgenommen. Vorbehaltlich der Zustim-
mung des Bundesrates wird die Verordnung am 1. Juli 2013 in Kraft treten.“ 
 
nach: Bundesministerium für Arbeit und Soziales: "Qualifizierte Zuwanderer auch im Mittelbau", Pressemitteilung vom 
27.02.2013 
 
Der Bundesrat hat in Sitzung am 03.05.2013 der Verordnung nur mit Änderungen zuge-
stimmt. Er möchte erreichen, dass neben dem unterschiedlichen Bedarf in den verschiede-
nen Branchen auch regionale Besonderheiten zu berücksichtigen sind.  
Die geplanten Beschränkungen im Bereich der Haushaltshilfen, Saisonarbeiter und Schau-
steller, nach denen nur noch Unionsbürger in diesen Branchen tätig werden dürfen, lehnen 
die Länder ab. Zudem sprechen sie sich gegen die geplante Erweiterung der "Au-Pair- Rege-
lung" aus. Grundsätzlich müsse es dabei bleiben, dass Deutsch die Muttersprache mindes-
tens eines Gastelternteils ist. Ansonsten sei der Zweck des Au-Pair-Aufenthalts, der insbe-
sondere in der Verbesserung der deutschen Sprachkenntnisse liege, nicht zu erreichen.  
Die Republik Korea will der Bundesrat in die Liste der Staaten aufnehmen, deren Angehörige 
von den Einschränkungen der Beschäftigungsverordnung weitgehend befreit sind, da das 
Land zu den zehn wichtigsten Handelspartnern Deutschlands außerhalb der EU gehört. 
 
Nach: Bundesrat: Erleichterte Zuwanderung von Facharbeitern, Pressemitteilung 100 vom 03.05.2013  

Der Pressemitteilung des BMAS kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:  
http://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/verordnung-fachkraefte.html 

Hier finden Sie die Pressemitteilung des Bundesrates und die Links zu den zugehörigen Bundesratsdrucksachen:  
http://www.bundesrat.de/cln_330/nn_8538/DE/presse/pm/2013/100-2013.html?__nnn=true 

Bitte berücksichtigen Sie, dass ältere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.  

http://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/verordnung-fachkraefte.html
http://www.bundesrat.de/cln_330/nn_8538/DE/presse/pm/2013/100-2013.html?__nnn=true
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